20.10.2014 – 67. Verhandlungstag im Prozess gegen Faruk Ereren
Zu Beginn informierte die Vorsitzende Richterin über den Stand der Rechtshilfeersuchen.
-Frau Nohut hält sich nicht mehr in der Türkei auf. Sie wurde in Griechenland festgenommen, das Rechtshilfeersuchen muss neu an Griechenland gestellt werden.

-Über Herrn Cantall gibt es nichts Neues.

-Herrn Genc möchten die türkischen Behörden unter Ausschluss deutscher Behörden verhören. Sie bitten um Fragen, die ihnen schon 2x zugestellt wurden. Die VR weiß, dass dies keinen oder nur einen geringen Beweiswert hätte und hat das auch sehr deutlich gegenüber den türkischen Behörden in einem Schreiben zum Ausdruck gebracht. Letzten Endes könne sie das Angebot aber nicht ablehnen. Die Verteidigung wird sich daran nicht beteiligen.
-Für Herrn Ereren wird eine amtsärztliche Untersuchung angeordnet wegen seiner Konzentrationsschwächen. Er hat deswegen seine Ärzte von der Schweigepflicht gegenüber dem Amtsarzt  entbunden, die ihm eine Schlafmaske verordnet hatten, die aber das Sozialamt der Stadt Leverkusen nicht bezahlen will.

Die BA stellt einen weiteren Beweisantrag, Herrn  Argad  Yilderim, im Gefängnis in der Türkei, zu vernehmen. Er hat bei seiner Vernehmung 2005 durch die türkischen Behörden  auch über die Stellung von Herrn Ereren  in der Organisation gesprochen. Seine Aussage würde die Aussage von Herrn Genc stützen. Die Auszüge sind bereits in den Akten.
Im weiteren Verlauf der Verhandlung wurde ein Vermerk von Herrn Burkhard, BKA, vom25.02.2014 verlesen. Es handelt sich um die Auswertung von elektronischen Daten aus Belgien, die auch Bezüge zu F.E. und zum Attentat vom 1.4.1993 enthalten sollen. Der Vermerk ist das Ergebnis einer Schlagwortauswertung, bei der Namen wie F.E. oder Semi Genc eingegeben wurden. Insbesondere Auszüge aus Lebensläufen und Berichten zu Semi Genc und sein Aufgabengebiet in den 90ziger Jahren wurden angesprochen.

Zum Schluss wurde der 3.11. 11h als nächster Sitzungstermin festgelegt. An diesem Tag wird Frau Dr. Tellenbach über ihr Gutachten zur Auswirkung des Reuegesetzes berichten. RA Budde bat darum, dass Frau Dr. Tellenbach neben den eher abstrakten Aussagen auch Belege und Veröffentlichungen von Geständnissen von Personen, die sich dem Reuegesetz unterworfen hatten, einbeziehen möge.
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